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Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 
Sitzungen des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 7. Februar 1968, 
am Donnerstag, dem 8. Februar 1968, 
am Freitag, dem 9. Februar 1968 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


i. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 


Welche rechtlichen Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung in Anbetracht des Problems 
der ärztlichen Schweigepflicht, um dem immer 
wieder zutage tretenden Mißstand zu steuern, 
daß gesundheitlich angeschlagene Personen, 
die bereits früher unter dem Verdacht schwe- 
rer Erkrankungen (u. a. Schizophrenie) in me- 
dizinischer Behandlung standen, schwere Ver- 
kehrsunfälle verursachen und in der Folge 
nach § 51 StGB freigesprochen werden müssen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Familie und Jugend 


2. Abgeordneter Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
Kubitza rung, um für die internationale Jugendbegeg- 

nung in Deutschland die Chance zu nutzen, 
die in der ständigen Anwesenheit einer großen 
Anzahl junger Ausländer in der Bundesrepu- 
blik Deutschland liegt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


3. Abgeordneter Welche Stellung nimmt die Bundesregierung 

Dr. Rutschke zu dem Vorschlag der Empfehlung 160 der 

Versammlung der WEU vom 5. Dezember 1967 
ein, eine Organisation für die Entwicklung der 
Länder des Nahen Ostens zu schaffen, in der 
Geber- und Empfängerländer gemeinsam Pläne 
für die wirksamste wirtschaftliche und techni- 
sche Unterstützung dieses Gebietes erarbeiten 
und durchführen? 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

4. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung die in der 

Schmitt- Fragestunde vom 15. September 1966 ange- 

Vockenhausen kündigte Ratifizierung des Wiener Überein- 
kommens über konsularische Beziehungen vom 
24. April 1963 einleiten? 

5. Abgeordneter Bis wann ist mit der Einbringung eines neuen 

Schmitt- Konsulargesetzes zu rechnen? 

Vockenhausen 

6. Abgeordneter War der parlamentarische Staatssekretär im 
Dr. Stammberger Bundeskanzleramt während der Fragestunde 

vom 18. Januar 1968 bereits darüber unter- 
richtet, daß der deutsche Botschafter in Süd- 
korea Kenntnis hatte von der Reise mehrerer 
Agenten des südkoreanischen CIA in die Bun- 
desrepublik Deutschland? 

7. Abgeordneter Welche Haltung hat der Vertreter der Bun- 

Flämig desregierung im Ministerkomitee des Europa- 

rates bei der Entscheidung über die Frage 
eingenommen, auf Vorschlag der Beratenden 
Versammlung des Europarates die jährlichen 
Zuschüsse für interkommunale Partnerschaften 
und Schüler austausche von 50 000 auf 150 000 
Frs. zu erhöhen? 

Wie steht die Bundesregierung zu dem Vor- 
schlag der Empfehlung 160 der Versammlung 
der WEU vom 5. Dezember 1967, die Indu- 
strielle Beratergruppe des Ausschusses für Mi- 
neralöl der OECD mit der beschleunigten Auf- 
stellung von Plänen zu beauftragen, die eine 
normale Ölversorgung auch in Krisenzeiten 
sicherstellen? 

Hält die Bundesregierung im Sinne der Emp- 
fehlung 160 ein Übereinkommen mit anderen 
Regierungen für erreichbar, das unkoordinierte 
zweiseitige Verträge verhindert, den gemein- 
samen Bau von Öltankern und Ölleitungen 
sowie die gemeinsame Suche von öl- und Gas- 
vorkommen vorsieht? 

10. Abgeordneter Hält die Bundesregierung den Vorschlag der 

Draeger Empfehlung 160 der Versammlung der WEU 

vom 5. Dezember 1967 für erwägenswert und 
durchführbar, ein internationales Register auf- 
zustellen, in das alle Lieferungen von Waffen- 
und Rüstungsmaterial in die Länder des Nahen 
Ostens einzutragen wären? 

11. Abgeordneter Ist es richtig, daß die Aussiedlung von Deut- 

Baier sehen aus Rumänien nach der Aufnahme diplo- 

matischer Beziehungen nicht zugenommen hat 
sondern stark gebremst wurde? 


9. Abgeordneter 

Dr. Schulz 
(Berlin) 


8. Abgeordneter 

Dr. Schulz 
(Berlin) 
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12. Abgeordneter Trifft es zu, daß aus Mangel an Mitteln durch 
Kahn-Ackermann die Vermittlungsstelle für deutsche Wissen- 
schaftler im Ausland im Haushalt 1968 nur 
neun Wissenschaftler vermittelt werden, ob- 
wohl die Bundesregierung in der Drucksache 
V/2344 Abschnitt II behauptet, der Austausch 
von wissenschaftlichen Lehrkräften sei ein 
Schwerpunkt der auswärtigen Kulturpolitik? 


13. Abgeorduetei Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Ge- 
Kahn-Ackermann gensatz zu der von ihr in der Drucksache 
V/2344 Abschnitt II aufgestellten Behauptung 
eine wachsende Zahl junger deutscher Wissen- 
schaftler ohne jedwede Förderung der Bundes- 
regierung an weniger bedeutenden Universi- 
täten und unzulänglich ausgestatteten wissen- 
schaftlichen Instituten in Entwicklungsländern 
tätig ist und ein Ausbau der durch die Tätig- 
keit dieser jungen Wissenschaftler geschaffe- 
nen Positionen infolge der mangelnden Förde- 
rung der Bundesregierung unterbleiben muß? 


14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den nunmehr 
Kahn- Ackermann seit fünf Jahren andauernden und immer wie- 
der erneuten Ressortstreit über die Errichtung 
einer Zentralstelle für das Auslandsschulwe- 
sen im Hinblick auf das letzte Votum der 
Kultusminister-Konferenz in Berlin zu been- 
den und die Errichtung der Zentralstelle unver- 
züglich vorzunehmen? 

15. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Praktiken der 

Dröscher iranischen Regierung bekannt, die von irani- 

schen Staatsangehörigen für die in Nummer 2 
des Schlußprotokolls zum deutsch-iranischen 
Niederlassungsabkommen vorgeschriebene 
Genehmigung der iranischen Regierung zur 
Einbürgerung Abstandssummen zwischen 20 
und 40 000 DM pro Interessent verlangt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


16. Abgeordneter Welche Stellung nimmt die Bundesregierung 
Kaffka zu der im Stern Nr. 4 vom 28. Januar 1968 ver- 

öffentlichten Untersuchung des amerikanischen 
Schriftexperten Häring über die Echtheit der 
sog. Lübke-Dokumentation? 


17. Abgeordneter Mit welchen Tatsachen widerlegt das Bundes- 
Dorn Innenministerium die Darstellung des schles- 

wig-holsteinischen Innenministeriums, wonach 
Verfassungsschutzbehörden in Schleswig-Hol- 
stein und auch in anderen Bundesländern Ein- 
sicht in AOK-Karteien gewährt wird? 
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18. Abgeordneter Auf welche Rechtsgrundlage kann sich eine 

Dom angebliche Anordnung des Bundesversiche- 

rungsamtes des Inhalts stützen, daß „alle sei- 
ner Aufsicht unterstehenden Dienststellen ver- 
pflichtet sind, den Ämtern für Verfassungs- 
schutz in rechtlich zulässigem Maße Auskünfte 
im Wege der Amtshilfe zu erteilen"? 

19. Abgeordneter Welche Kriterien gelten für die rechtliche Zu- 

Dorn lässigkeit im Sinne der Frage 18? 

20. Abgeordneter Würde die Bundesregierung in der Begünsti- Fragesteller hat sich mit 

Dr. Schulze- gung der Privatanzeigen bei der Mehrwert- schriftlicher Beantwortung 

Vorberg Steuer eine zu begrüßende, gezielte Maßnahme einverstanden erklärt. 

zugunsten der ortsgebundenen Tagespresse 
sehen? 

21. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Kubitza Rundfunkanstalten Überlegungen darüber an- 

stellen, zur Deckung der Sonderausgaben für 
die Olympischen Spiele 1972 in München die 
Fernsehgebühren zu erhöhen? 

22. Abgeordnete In welchen Landesbeamtengesetzen fehlt eine 
Frau Funcke Gesetzesbestimmung, die dem § 12 des Ge- 
setzes zur Förderung des freiwilligen sozialen 
Jahres vom 17. August 1964 (BGBl. I S. 640) 
entspricht? 

23. Abgeordnete Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Frau Funcke die Aufnahme entsprechender Bestimmungen 

aus dem in Frage 22 erwähnten Gesetz 
zur Förderung des freiwilligen sozialen Jahres 
in alle Länderbeamtengesetze zu erreichen, 
gegebenenfalls durch eine Bestimmung im Be- 
amtenrechtsrahmengesetz? 

24. Abgeordneter Welche Verbrechen wurden von Angehörigen 
Dr. Stammberger ausländischer Geheimdienste bisher mit Sicher- 
heit oder mit an Sicherheit grenzender Wahr- 
scheinlichkeit bereits im Gebiet der Bundes- 
republik Deutschland begangen? 

25. Abgeordneter Was hält die Bundesregierung von Bemühun- 

Flämig gen, das Erlernen der deutschen Schriftsprache 

dadurch zu erleichtern, daß im deutschen 
Sprachraum die gemäßigte Kleinschreibung 
eingeführt wird? 

26. Abgeordneter Welche Dienststellen der Bundesrepublik 

Flämig Deutschland oder der Bundesländer befassen 

sich mit dem in Frage 25 erwähnten Problem? 

27. Abgeordneter Worauf ist das Ansteigen der Zahl der Sozial- 

Geldner hilfeempfänger 1966 hauptsächlich zurückzu- 

führen, nadidem in den Jahren zuvor ein 
ständiger Rückgang zu verzeichnen gewesen 
war? 
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28. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit dafür einzu- 
DrÖscher treten, daß bei immer noch zunehmender Be- 

deutung des Kfz-Verkehrs die Frage der Stra- 
ßenreinigung bei Schnee und Eis einheitlich 
gesetzlich geregelt wird, nachdem eine erheb- 
liche Verkehrsgefährdung dadurch besteht, daß 
zwar die Straßen außerhalb der Ortslagen ge- 
räumt werden, aber innerhalb der Ortslagen 
immer noch, gerade in kleinen Gemeinden, 
weite Strecken ungeräumt bleiben? 


29. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dr. Pohle rung angesichts der fortgesetzten Studenten- 

unruhen für gegeben an, die gemäßigten und 
lernwilligen Studenten, aber auch die breite 
Öffenlichkeit schnell und wirksam darüber auf- 
zuklären und davon zu überzeugen, daß das 
Ziel der linksradikalen Provokateure in Wahr- 
heit nicht die sachliche Diskussion über die 
Hochschulreform und andere, die echten Inter- 
essen der Studentenschaft berührende Proble- 
me ist, sondern die Lähmung des Universitäts- 
betriebs, die Diskriminierung der gesellschaft- 
lichen und staatlichen Institutionen der Bun- 
desrepublik Deutschland, die Vernichtung der 
rechtsstaatlichen, demokratischen Ordnung und 
ihre Ersetzung durch ein totalitäres, linksge- 
richtetes Rätesystem? 


30. Abgeordneter Wie kann man nach Auffassung der Bundes- 
Dr, Pohle regierung die Freiheit der Lehre und For- 

schung und die Durchführung eines geordne- 
ten Lehr- und Forschungsbetriebes der Hoch- 
schule — außer durch polizeiliche Maßnah- 
men und strafrechtliche Verfolgung — wirk- 
sam vor dem Gesinnungsterror und den ille- 
galen Störaktionen einer extremistischen Min- 
derheit schützen? 


31. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die im Artikel 5 

Dr- Pohle Abs. 3 des Grundgesetzes geforderte Treue 

zur Verfassung für gewahrt, wenn einzelne 
Professoren unter dem Schutze der Freiheit 
der Meinungsäußerung und der Lehre die 
Bestrebungen und Aktionen der linksradikalen 
Kräfte nicht zuletzt durch feindselige Äuße- 
rungen über das herrschende demokratische 
Staatswesen und seine verfassungsmäßigen 
Institutionen und Repräsentanten ermuntern 
und fördern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


32. Abgeordneter 

Schmitt- 

Vockenhausen 


Welche Ergebnisse haben sich bereits aus der 
Anwendung der für Unternehmen mit einem 
Jahresumsatz von weniger als 60 000 DM auf 
Grund des Mehrwertsteuergesetzes geltenden 
Sonderregelung gezeigt? 
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33. Abgeordneter Bis wann kann die Gemeinde Sdiwarzach 

Dr. Hauser (Landkreis Bühl/Baden) mit einer Verbeschei- 

(Sasbach) düng ihres Antrages vom 2. Januar 1967 auf 

Entschädigung wegen Truppenschadens nach 
Artikel VIII Abs. 5 des Natotruppenstatuts 
in Höhe des finanziellen Aufwandes rech- 
nen, der dieser Gemeinde durch außerge- 
wöhnliche Schallschutzmaßnahmen gegen den 
vom unmittelbar benachbarten Flugplatz Söl- 
lingen ausgehenden Düsenjägerlärm bei dem 
geplanten Neubau der Mittelschule und bei der 
bestehenden Volksschule entsteht? 

34. Abgeordneter Stimmen Zeitungsmeldungen über Aussagen 

Zebisch des als „geistigen Vater" der Mehrwertsteuer 

bekannten Universitätsprofessor Dr. Schmöl- 
ders, daß die Finanzverwaltung, die dem Bun- 
desfinanzminister untersteht, bei der Unter- 
richtung der Bevölkerung über diese neue 
Steuerart in der Öffentlichkeitsarbeit völlig 
versagt hat? 

35. Abgeordneter Welche konkreten Maßnahmen wurden von 

Zebisch seiten des Bundesfinanzministeriums zur Auf- 

klärung und Unterriditung der Bevölkerung 
über die Mehrwertsteuer unternommen, um 
der Bevölkerung den neuen Tatbestand ver- 
ständlich und sympathisch darzustellen? 

36. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die wirt- 
Dr. Rinderspacher schaftlichen Konsequenzen und die Substitu- 
tionsgefahr, die sich z. B. für Weinbrennereien, 
Spirituosenhersteller, Wein- und Schaumwein- 
kellereien sowie die Likörindustrie ergeben, 
falls neue alkoholschwache Mischgetränke 
(ohne Unterschied der Alkoholgradigkeit) zu- 
gelassen werden sollen? 

37. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich alle 
Dr. Rinderspacher in Frage 36 erwähnten einschlägigen Berufs- 
verbände einhellig gegen eine beabsichtigte 
ministerielle Ausnahmeregelung gemäß § 100 
des Branntweinmonopolgesetzes wenden, weil 
sie die wirtschaftlichen Folgerungen für z. Z. 
unabsehbar halten? 

38. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung nicht für ange- 
Dr. Rinderspacher bracht, eine wirtschaftlich, lebensmittelrecht- 
lich und gesundheitspolitisch so weitgehende 
— in Frage 37 erwähnte — Entscheidung nach 
gründlicher Beratung des Komplexes durch Ge- 
setz statt durch ministerielle Verordnung 
regeln zu lassen? 

39. Abgeordneter Wieviel an Kraftfahrzeugsteuer haben die 

Ramms Finanzämter in der Bundesrepublik Deutsch- 

land im Jahr 1967 insgesamt eingenommen? 
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40. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, welche Län- 

Ramms der ihren Anteil an der Kraftfahrzeugsteuer 

nicht in voller Höhe dem Straßenbau zugeführt 
haben? 

41. Abgeordneter Sind dem Bundesfinanzminister die in der 
Dr* Miessner „Weit" vom 22. Januar 1968 angeführten Gut- 
achten der Oberfinanzdirektionen Köln und 
Saarbrücken sowie das in Hessen angefertigte 
Gutachten zur Lage der Steuerverwaltungen 
inzwischen bekannt geworden oder wird de- 
ren Weitergabe von den zuständigen Landes- 
finanzministern abgelehnt? 

42. Abgeordneter Teilt der Bundesfinanzminister die insbeson- 
Dr. Miessner dere in dem Kölner Gutachten, das bereits vor 

einem halben Jahr erstellt ist, gezogene 
Schlußfolgerung, daß der jährliche Steueraus- 
fall vornehmlich Wirtschaftsbetrieben zugute 
kommt und damit zu einer ungleichmäßigen 
Steuerbelastung führt? 

43. Abgeordneter Ist dem Bundesfinanzminister bekannt, daß der 
Dr. Miessner Vorsitzende des Bundes Deutscher Steuerbe- 
amten, Hermann Fredersdorf, schon seit mehre- 
ren Jahren auf die erheblichen Steuerausfälle 
durch ständigen Personalmangel bei den Fi- 
nanzämtern, insbesondere im Betriebsprü- 
fungsdienst, hingewiesen hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

44. Abgeordneter Ich bitte um Auskunft, warum das Bayerische 

Zebisch Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr 

im Einvernehmen mit dem Bundeswirtschafts- 
ministerium ab 1, Januar 1968 die Frachthilfe 
für Ostbayern auf dem Gebiet des Flachglases 
(ausgenommen Fensterglas unbearbeitet) von 
18 auf 14®/o gesenkt hat? 

45. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in letzter 

Dr. Besold Zeit in besonderer Häufigkeit, zum Teil völlig 

unbekannte ausländische Fonds Verkaufszen- 
tralen in der Bundesrepublik Deutschland 
eröffnen? 

46. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß gutgläu- 

Dr. Besold bigem, anlage suchendem deutschen Publikum 

oft durch fragwürdige und irreführende Wer- 
bungsmethoden der in Frage 45 erwähnten 
Verkaufszentralen mühsam verdientes Geld 
aus den Taschen gezogen wird, zumal das 
Publikum äußerst selten die Kenntnisse oder 
die Möglichkeit besitzt, die von den Verkaufs- 
vertretern fälschlich gemachten Angaben nach- 
zuprüfen, da die Zentralgeschäftsstellen sol- 
cher Anlagefonds sich irgendwo in der Welt 
befinden? 


7 



Drucksache V/2527 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


47. Abgeordneter 

Dr. Besold 


48. Abgeordneter 

Schmidhuber 


49, Abgeordneter 

Schmidhuber 


50. Abgeordneter 

Schmidhuber 


51. Abgeordneter 

Schlager 


52. Abgeordneter 

Schlager 


53. Abgeordneter 

Buschfort 


54. Abgeordneter 

Petersen 


55. Abgeordneter 

Petersen 


56. Abgeordneter 

Petersen 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um die in Frage 46 aufge- 
zeigten schädlichen Auswüchse zu beseitigen 
oder einzuschränken im Interesse des kapital- 
anlagesuchenden Publikums, aber auch im 
Interesse angesehener und bekannter ameri- 
kanischer Fonds? 

Sind der Bundesregierung Fälle bekannt ge- 
worden, in denen ausländische Investmentge- 
sellschaften beim Vertrieb ihrer Zertifikate 
gegen gesetzliche Vorschriften, insbesondere 
gegen § 56 h der Gewerbeordnung, verstoßen 
haben? 

Welche Investmendfonds, die in der Bundesre- 
publik Deutschland Anteile vertreiben, haben 
ihren Geschäftssitz in Staaten, in denen es 
keine dem Gesetz über Kapitalanlagegesell- 
schaften entsprechende gesetzliche Regelun- 
gen gibt? 

Welchen Anteil am Bruttoabsatz von Invest- 
mentzertifikaten in den Jahren 1966 und 1967 
haben die in Frage 49 genannten Fonds ge- 
habt? 

Wann beabsichtigt die Bundesregierung, einen 
Gesetzentwurf vorzulegen, der die Zulassung 
des Vertriebs ausländischer Investmentzerti- 
fikate von bestimmten Mindestanforderungen 
abhängig macht? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aktivi- 
tät der ausländischen Investmentfonds im Flin- 
blick auf die Beanspruchung des deutschen Ka- 
pitalmarkts durch inländische Emittenten? 

Wann wird die Bundesregierung dem Deut- 
schen Bundestag das an gekündigte Textil- 
kennzeichnungsgesetz vorlegen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die mit- 
telständische Schuhindustrie durch Einfuhrlie- 
ferungen, insbesondere aus dem EWG-Bereich, 
in ihrer Existenz bedroht ist und ihre Lage 
durch zusätzliche Einfuhren aus den Ostblock- 
ländern weiter erschwert wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Hauptlieferländer Italien und Frankreich Wett- 
bewerbsvorteile gewähren, die sich in der 
Lohnstruktur und der unterschiedlichen um- 
satzsteuerlichen Belastung zeigen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die Wettbewerbsverzerrungen gegenüber den 
ausländischen Konkurrenten zu beseitigen und 
so die Arbeitsplätze und Betriebe der Schuh- 
industrie zu schützen? 
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57. Abgeordneter 

Josten 


In welchem Umfang kann die Bundesregie- 
rung zur Verbesserung ländlicher Gaststätten- 
betriebe Zinszuschüsse bereitslellen? 


58. Abgeordneter Welche Menge und Sorte der verfügbaren 
Kulawig Kohlenvorräte käme bei Anwendung der heute 

bekannten Hydrierverfahren für die Kohlehy- 
drierung in Frage? 


59. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, einen eige- 
Kulawig nen Forschungsauftrag über die Verbesserung 

der Methoden der Kohlehydrierung zu erteilen 
oder sich an Forschungsvorhaben auf interna- 
tionaler Ebene zu beteiligen? 


60. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nicht der Ansicht, daß 
Kulawig man in der Bundesrepublik in Zukunft dem 

Problem der Kohlehydrierung mehr Aufmerk- 
samkeit widmen sollte? 


61. Abgeordneter 

Dr. Becher 
(Pullach) 


Wie begründet der Bundeswirtschaftsminister 
seinen Auftrag an die deutsche Verhandlungs- 
delegation, bei den japanischen Handelsver- 
tragsverhandlungen für das Jahr 1968 eine 
erhöhte Importmenge von 2,3 Millionen Stück 
Schirme zu vereinbaren, nachdem die Japaner 
bereits durch Steigerung ihrer Dumping-Preis- 
Importe von Schirmen auf über 2,1 Millionen 
Stück im Jahre 1966 im vergangenen Jahr 
schwerste Störungen auf dem deutschen 
Schirmmarkt, verbunden mit Arbeiterentlas- 
sungen und Betriebseinschränkungen durch 
Kurzarbeit, ausgelöst hatten? 


62. Abgeordneter 

Dr* Becher 
(Pullach) 


Welche Maßnahmen beabsichtigt der Bundes- 
wirtschaftsminister zum Schutze der deutschen 
Schirmindustrie zu ergreifen, nachdem die 
deutsche Verhandlungsdelegation über ihren 
Auftrag hinaus der japanischen Forderung 
Rechnung trug, gewisse Gruppen von Schirmen 
aus der Beschränkung auszuklammern, so daß 
wir im Jahre 1968 mit 2,8 Millionen Stück japa- 
nischen Importschirmen, statt nur mit 2,3 Mil- 
lionen solcher Schirme zu rechnen haben? 


63. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, nach denen im Han- 
Unertl delsvertrag mit Rumänien die Lieferungen von 

Graniterzeugnissen, d. h. von Bordsteinen, 
Leistensteinen und Granitblöcken, in die Bun- 
desrepublik Deutschland vorgesehen sein soll? 


64. Abgeordneter Würde nicht eine solche in Frage 63 erwähnte 

Unertl Einfuhr eine schwere Schädigung der ohnehin 

um ihre Existenz ringenden heimischen Granit- 
industrie Bayerns bedeuten? 


Drucksadle V/2527 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


65. Abgeordneter 

Walter 


66. Abgeordneter 

Walter 


67. Abgeordneter 

Walter 


68. Abgeordneter 

Dr. Czaja 


69. Abgeordneter 

Dr. Czaja 


70. Abgeordneter 

Ertl 


71. Abgeordneter 

Ertl 

72. Abgeordneter 

Peters 

(Poppenbüll) 

73. Abgeordneter 

Peters 

(Poppenbüll) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß als 
Folge der Mehrwertsteuer die bäuerlichen Be- 
triebe in der Veredlung, insbesondere in der 
Schweine- und Legehennenhaltung gegenüber 
den gewerblichen Betrieben mit 4Vo benach- 
teiligt und somit in ihrer Konkurrenzfähigkeit 
beeinträchtigt werden? 

Ist die in Frage 65 aufgezeigte Entwicklung 
von der Bundesregierung vorausgesehen wor- 
den? 

Ist die Bundesregierung bereit, Vorschläge zu 
einer Korrektur der in Frage 65 erwähnten 
Wettbewerbsverzerrung zu machen, um da- 
durch eine Verbesserung der wirtschaftlichen 
Lage der bäuerlichen Veredelungsbetriebe zu 
erreichen? 

Ist die Bundesregierung bereit, durch ihre eige- 
ne Initiative oder Unterstützung anderer Ini- 
tiativen an der Ausarbeitung von Plänen mit- 
zuwirken, die in verstärktem aber sinnvollem 
Maß den Einsatz von Überschüssen an Lebens- 
mitteln und an Ernteerträgen zum Kampf ge- 
gen den Hunger in der Welt ermöglichen und 
zur Überwindung der Schwierigkeiten beitra- 
gen, die dieser Absicht wegen der Aufkauf- 
und Transportkosten sowie der Aufbereitung 
solcher Überschüsse zur sinnvollen Verwen- 
dung in Hungergebieten derzeit noch gegen- 
überstehen? 

Ist die Bundesregierung bereit, Überschüsse an 
Lebensmitteln und an Ernteerträgen, deren 
Vernichtung, Denaturierung oder Veräuße- 
rung mit erheblichen Verlusten droht, in Ge- 
biete mit Hungersnot nach zweckmäßiger Auf- 
bereitung in Form unmittelbarer deutscher Hil- 
fen für die Bekämpfung des Hungers in der 
Welt oder im Rahmen einer internationalen 
Nahrungshilfe zu leiten? 

Trifft es zu, daß der Bundesernährungsmini- 
ster einen Krisenplan für die deutsche Land- 
wirtschaft ausarbeiten läßt? 

Welche Maßnahmen sollen im Rahmen des in 
Frage 70 erwähnten Planes getroffen werden? 

Glaubt die Bundesregierung, in absehbarer 
Zeit Mittel für einen Krisenplan für die deut- 
sche Landwirtschaft bereitstellen zu können? 

Wann ist nach Ansicht der Bundesregierung 
mit dem Anlaufen von Maßnahmen eines sol- 
chen in Frage 72 erwähnten Krisenplanes zu 
redinen? 
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74. Abgeordneter 

Wächter 


75. Abgeordneter 

Wächter 


76. Abgeordneter 

Wächter 


77. Abgeordneter 

Peters 

(Poppenbüll) 


78. Abgeordneter 

Ehnes 


79. Abgeordneter 

Josten 


80. Abgeordneter 

Strohmayr 


81. Abgeordneter 

Strohmayr 


82. Abgeordneter 

Bdier 
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Trifft es zu, daß bei der Abgabe verbilligter 
Einlagerungsbutter an Kinderheime die pri- 
vaten Kinderheime, in denen sich etwa 10 000 
Kinder befinden, nicht berücksichtigt wurden? 

Welche Erklärung hat die Bundesregierung für 
die in Frage 74 aufgezeigte Handhabung, die 
vielerorts als eine Diskriminierung der priva- 
ten Einrichtungen und der in ihnen betreuten 
Kinder angesehen wird? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die privaten Kinderheime noch nachträg- 
lich mit verbilligter Lagerbutler zu beliefern? 

Wie erklärt die Bundesregierung den Wider- 
spruch zwischen der Erklärung von Bundes- 
minister Höcherl in der 146. Sitzung des Bun- 
destages vom 17. Januar 1968, wonach sinken- 
de Rinderpreise grundsätzlich auch die Schwei- 
nefleischpreise nach unten drückten, und der 
einen Tag später veröffentlichten amtlichen 
Stellungnahme des ßundesernährungsministe- 
riums zu den jüngsten Viehzählungsergebnis- 
sen, in der es heißt, daß 1968 trotz weiter 
rückläufiger Schweinefleischpreise mit einer 
Verbesserung der Durchschnittspreise für 
Schlachtrinder um 3 ^/o bis 5 Vo zu rechnen sei? 

Welche Entlastungsmaßnahmen wird die Bun- 
desregierung im Hinblick auf die in der Bun- 
desrepublik regional eingetretene Unterschrei- 
tung des Grundpreises der EWG-Schweine- 
fleischmarktordnung und angesichts des von 
der EWG-Kommission und des Bundeser- 
nährungsministeriums erwarteten weiteren 
Preisrückgangs ergreifen und erwirken, um 
einen Schweinepreisverfall rechtzeitig zu ver- 
meiden und regional schwerwiegende und un- 
gerechtfertigte Einkommensverluste in land- 
wirtschaftlichen Erzeugerbetrieben zu min- 
dern? 

In welcher Weise unterstützt die Bundesre- 
gierung die Aktion vieler Landkreise „Ferien 
auf dem Land"? 

Treffen die von belgischen Behörden geäußer- 
ten Befürchtungen zu, wonach mit künstlichem 
Fett „gestreckte" Butter auch auf den deut- 
schen Markt gekommen sein soll? 

Was vermag die Bundesregierung zu tun, um 
die Einfuhr von qualitativ schlechter oder gar 
verfälschter Butter zu verhindern? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Situa- 
tion des deutschen Tabakbaues angesichts der 
Berichte über den Absatz der Inlandsernte 
1967? 
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83. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung im Interesse 

Baier des deutschen Zigarrengutanbaues die unglei- 

chen Marktverhältnisse gegenüber Italien und 
Frankreich durch geeignete Maßnahmen aus- 
zugleichen? 

84. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die sich jetzt 

Dröscher in verschiedenen Gebieten der Bundesrepublik 

Deutschland bildenden Erzeugergemeinschaf- 
ten, die nicht auf genossenschaftlicher Basis 
arbeiten, sondern als Verbund freier landwirt- 
schaftlicher Unternehmen firmieren und in ver- 
schiedener Rechtsform bereits existieren, als 
landwirtschaftliche Erzeugergemeinschaften im 
Sinne der kommenden EWG- Verordnung und 
des vorgesehenen Marktstrukturgesetzes an- 
zuerkennen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

85. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch eine An- 
Maucher derung des Sozialgerichtsgesetzes die Landes- 

sozialgerichte in die Lage zu versetzen, Ent- 
scheidungen an das Versorgungsamt zurückzu- 
geben, wenn dort die notwendige Sachaufklä- 
rung nicht durchgeführt worden ist? 

Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
wenn in Anwendung des § 80 AVAVG Sperr- 
fristen gegen Arbeitslose verhängt werden, 
wo die Dauer der Sperrfrist — auch unter 
Berücksichtigung des § 81 AVAVG — wesent- 
lich länger ist, als ein möglicher, ungerechtfer- 
tigter Anspruch auf Arbeitslosengeld? 

87. Abgeordnete Hat der Bundesarbeitsminister — wie in der 

Frau Freyh Fragestunde der 122. Sitzung vom 5. Oktober 

1967 angekündigt — Sachverständige zusam- 
mengerufen, um über Folgerungen aus dem 
1967 erstellten Gutachten zur Frage von Ar- 
beitsschäden am Haltungs- und Bewegungs- 
apparat durch Büromaschinenarbeit zu bera- 
ten? 

88. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung mit den Grund- 

Bauer Sätzen des geltenden bürgerlichen Rechts für 

(Würzburg) vereinbar, daß Geldleistungen des Bundes (z. 

B. Renten) unbeschadet einer einwandfreien 
und rechtsverbindlichen Abtretungs- bzw. 
Schenkungserklärung des Empfängers im Aus- 
land weiterhin nur an diesen selbst statt an 
den inländischen Begünstigten ausgefolgt 
werden müssen? 


86. Abgeordneter 

Fritsch 

(Deggendorf) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


89. Abgeordneter 

Kaffka 


90. Abgeordneter 

Riegel 

(Göppingen) 

91. Abgeordneter 

Riegel 

(Göppingen) 


92. Abgeordneter 

Riegel 

(Göppingen) 


93. Abgeordneter 

Borm 


94. Abgeordneter 

Ott 


95. Abgeordneter 

Ott 


96. Abgeordneter 

Ott 


97. Abgeordneter 

Dr. Enders 


Billigt die Bundesregierung die Entscheidung 
des Generals Dr. Wulf von der Heeresoffi- 
ziersschule II zu Hamburg, der auf Anforde- 
rung von Prof. Thielicke mit 50 Fähnrichen und 
Offizieren in einen Gottesdienst zog, um dort 
eine evtl, zu erwartende Aktion von Studenten 
zu verhindern? 

Aus welchen Gründen wurde verfügt, künftig 
Musterungen Wehrpflichtiger nur noch am Sitz 
der Kreiswehrersatzämter durchzuführen? 

Ist die Bundesregierung bereit, Einsprüche 
kommunaler Stellen gegen die Maßnahme, 
Musterungen Wehrpflichtiger nur noch am 
Sitz der Kreiswehrersatzämter durchzuführen, 
wohlwollend zu prüfen? 

Ist die Bundesregierung bereit, auf die Durch- 
führung der Maßnahme, nur noch Musterungen 
Wehrpflichtiger am Sitz der Kreiswehrersatz- 
ämter durchzuführen, zu verzichten, wenn nen- 
nenswerte finanzielle Einsparungen nicht er- 
zielt werden? 

Treffen Zeitungsmeldungen zu, nach denen 70 
Bundeswehroffiziere der Heeresoffiziersschule 
Hamburg in Zivil zu einem Gottesdienst in die 
Hamburger St. Michaelis-Kirche im Rahmen 
einer Aktion „Bundeswehr kontra Studenten" 
abgestellt wurden? 

Inwieweit entsprechen Zeitungsmeldungen der 
Richtigkeit, wonach Tausenden von Ingenieu- 
ren, Technikern und Facharbeitern der deut- 
schen Luftfahrtindustrie die Entlassung droht, 
wenn bei den Haushaltstiteln des Bundesver- 
teidigungsministeriums für Forschung und Ent- 
wicklung Sparmaßnahmen durchgeführt wer- 
den? 

Teilt die Bundesregierung meine Befürchtung, 
daß im Falle der Frage 94 die bisher aufge- 
wendeten Entwicklungskosten der deutschen 
Luftfahrtindustrie unwiederbringlich verloren 
sind? 

Teilt die Bundesregierung meine Befürchtung, 
daß auf lange Sicht Exportaussichten für die 
deutsche Zivilluftfahrt verloren gehen mit al- 
len daraus entstehenden negativen Folgen? 

Ist die Bundesregierung bereit, am Kreiswehr- 
ersatzamt Fulda genügend Parkplätze für Be- 
dienstete und Besucher herrichten zu lassen, 
damit besonders an Musterungstagen der Park- 
raum für die Bewohner der angrenzenden 
Wohnblocks nicht beeinträchtigt wird und kei- 
ne Verkehrsgefährdungen entstehen? 
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98. Abgeordneter Treffen Nachrichten der Ostberliner Nachrich- 

Richter tenagentur adn vom 24. Januar 1968 zu, daß 

die Bundesregierung mit Amerika ein Abkom- 
men getroffen habe, über Italien rund 1000 
amerikanische Standardpanzer M 47 in Span- 
nungsgebiete zu liefern? 

99. Abgeordneter Gibt es in der Bundeswehr Richtlinien, die eine 

Richter möglichst einheitliche Dienstzeit für Soldaten 

festlegen? 

100. Abgeordneter Werden Hubschraubereinsätze der Bundes- 

Fritsch wehr zur Rettung von Menschenleben, insbe- 

(Deggendorf) sonders aus Bergnot, den Geretteten in Rech- 
nung gestellt? 

101. Abgeordneter Wie weit sind die Planungen zur Einrichtung 

Dr. Wörner von Fördergruppen für Leistungssportler in 

der Bundeswehr gediehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

102. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Ausweitung des 

Seidel bisherigen Fluggast- und Flugfrachtverkehrs 

in Nürnberg für das verkehrsmäßig benach- 
teiligte Nordbayern aus wirtschaftspolitischen 
Gründen für geboten? 

103. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Seidel nachfragegerechte Bedienung des Nürnberger 

Flughafens durch die Lufthansa unzureichend 
erfolgt? 

104. Abgeordneter Welche Maßnahmen kann die Bundesregie- 

Seidel rung treffen, damit der Flughafen Nürnberg 

zur besseren Bedienung eines erhöhten Flug- 
gast- und Flugfrachtverkehrsangebotes kommt? 

105. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß es für 

Rehs viele, insbesondere ältere Reisende und Frau- 

en infolge des zunehmenden Fehlens von Ge- 
päckträgern oft nur unter größter körperlicher 
Anspannung möglich ist, ihr Reisegepäck vom 
Bahnhofsvorplatz in den Zug zu bekommen? 

106. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Rehs rung, für das in Frage 105 dargelegte Problem 

Abhilfe zu schaffen? 

107. Abgeordneter In welcher Höhe insgesamt hat der Bundes- 

Dr, Imle verkehrsminister bisher Förderungszusagen 

aus der Mehreinnahme der Mineralölsteuerer- 
höhung für kommunale Straßenbauprojekte 
gemacht? 

108. Abgeordneter Welche der in Frage 107 erwähnten zur För- 

Dr. Imle derung angemeldeten Projekte sind bisher ab- 

gelehnt worden? 
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109. Abgeordneter 

Dr. Imle 


110. Abgeordneter 

Geiger 


111. Abgeordneter 

Ramms 


112. Abgeordneter 

Varelmann 


113. Abgeordneter 

Varelmann 


114. Abgeordneter 

Varelmann 


115. Abgeordneter 

Wendt 


116. Abgeordneter 

Richter 


117. Abgeordneter 

Burger 


118. Abgeordneter 
Burger 


119. Abgeordneter 

Burger 
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Mit welcher Entlastung an Lastkraftwagen 
rechnet der Bundesverkehrsminister auf der 
Autobahn Ruhrgebiet-Mannheim bei unver- 
änderter Annahme seines Verkehrsprogramms 
durch den Deutschen Bundestag jeweils am 
1. September 1968, 1969, 1970 und 1971, wobei 
als Meßpunkt die Auffahrt Limburg-Süd 
anzunehmen wäre? 

Ist mit einem baldigen Weiterbau der B 14 
als Umgehungsstraße von Böblingen zu rech- 
nen, nachdem sich kürzlich die drei beteiligten 
Gemeinden Böblingen, Sindelfingen und Da- 
gersheim über die Trassenführung geeinigt 
haben? 

Welche wesentliche Kritik am Einsatz der Mit- 
tel aus der Mineralölsteuererhöhung nach 
Zweckmäßigkeit und entsprechend der Dring- 
lichkeit der einzelnen Projekte ist bisher be- 
kannt geworden? 

Wie hoch ist der Anteil der Toten und Ver- 
letzten im Schienen- und Straßenverkehr bei 
der gleichen Menge beförderter Güter? 


Wie hoch ist der Anteil der toten und verletz- 
ten Personen im Schienen- und Straßenverkehr 
relativ zueinander? 

Wie beziffert sich der volkswirtschaftliche 
Verlust, der durch die Straßenverkehrsunfälle 
eintritt? 

Trifft es zu, daß die Landesregierung Nord- 
rhein-Westfalen der Eingleisigkeit der Strecke 
Brilon Wald-Warburg zugestimmt hat? 


Wann gedenkt die Deutsche Bundesbahn den 
seit Jahren in Aussicht gestellten Neubau des 
z. Z. baufälligen Bahnhofs in Wertheim (Main) 
zu verwirklichen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß an der 
Engstelle der Bundesstraße 33 — der berüch- 
tigten Ortsdurchfahrt Hausach (Landkreis Wol- 
fach) — erneut dieser Tage ein Fahrzeug ein 
Haus zusammenfuhr und dadurch eine Familie 
obdachlos wurde? 

Welche Gründe stehen oder standen einer un- 
verzüglichen Sanierung der in Frage 117 ge- 
nannten Engstelle entgegen? 

Kann die Bundesregierung mitteilen, bis wann 
mit dem Beginn der Bauarbeiten zur Beseiti- 
gung der in Frage 117 genannten Engstelle 
gerechnet werden kann? 


Drucksadle V/2527 


Fragesteller hat sidi mit 
sdiriftlidier Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sidi mit 
sdiriftlidier Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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120. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 


121. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 

122. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 


123. Abgeordneter 

Fritsch 

(Deggendorf) 


124. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


125. Abgeordneter 

Buschfort 


126. Abgeordneter 

Buschfort 


Hält die Bundesregierung eine 10 ®/oige Preis- 
erhöhung, begründet mit der Mehrwertsteuer, 
bei den Dienstleistungen in den Fernzügen der 
Deutschen Bundesbahn für berechtigt? 

Entspricht es den Tatsachen, daß die Bundes- 
regierung den Bau eines Donau-Oder-Kanals 
unterstützen will? 

Würde durch die Unterstützung des Baues des 
Donau-Oder-Kanals die Vollendung des Rhein- 
Main-Donau-Kanals verzögert? 

Wann ist mit dem Ausbau der Umgehung des 
Marktes Schönberg, Landkreis Grafenau, durch 
die Verlegung der Bundesstraße 85 zu 
rechnen? 

Ist die Bundesregierung bereit, dem Freistaat 
Bayern mit Rat und Tat zur Seite zu stehen, 
damit es nicht — wie Innenminister Dr. Merk 
angekündigt hat — noch hundert Jahre oder 
mehr dauern wird, bis Bayerns Straßennetz 
leistungsfähig genug ist, um allen Anforde- 
rungen des modernen Verkehrs gerecht zu 
werden? 

Mit welcher Begründung legen die EWG- 
Partner (außer der Bundesrepublik Deutsch- 
land) noch Wert auf das Mitführen einer 
grünen Versicherungskarte? 

Sieht die Bundesregierung Verhandlungsmög- 
lichkeiten mit dem Ziel, daß mit Beginn der 
Urlaubszeit im EWG-Bereich auf das Mit- 
führen der grünen Versicherungskarte ver- 
zichtet werden kann? 


127. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 


Welches Ergebnis hatten die nach meiner per- 
sönlichen Intervention im Bundesverkehrsmi- 
nisterium vom 20. Juli 1967 gegen die Auto- 
bahntrassierung im Raum Würzburg und das 
Bauvorhaben „Malteserkreuz" unternomme- 
nen Schritte bei der bayerischen obersten 
Baubehörde? 


128. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die ge- 
Dr. Wörner genwärtige Eingruppierung der Flugleiter in 

die gehobene Verwaltungslaufbahn zu erheb- 
licher Unruhe unter den Flugleitern und zu 
Nachwuchs Schwierigkeiten führt, die auf die 
Dauer zu einer Beeinträchtigung der Flugsi- 
cherheit führen müssen? 


129. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
Dr. Wömer die gegenwärtige Besoldung den großen An- 

forderungen an Leistung und Verantwortung 
des Flugleiters noch entspricht? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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130. Abgeordneter 

Geldner 


131. Abgeordneter 

Wendt 


132. Abgeordneter 

Feilermaier 


133. Abgeordneter 

Feilermaier 


134. Abgeordneter 

Dr. Giulini 


135. Abgeordneter 

Dr. Giulini 


136. Abgeordneter 

Dr. Giulini 


Ist der Bundesregierung bekannt, ein wie ho- 
her Prozentsatz von Kraftfahrzeughaltern die 
Gelegenheit wahrnimmt, jede zweite der ge- 
setzlich vorgeschriebenen regelmäßigen Kfz- 
Untersuchungen nicht beim TÜV, sondern beim 
privaten Kraftfahrzeughandwerk durchführen 
zu lassen? 

Bis zu welchem Zeitpunkt ist mit der Auflö- 
sung der schienengleichen Kreuzung zwischen 
der Bundesstraße 236 und der Ruhr — Sieg- 
Strecke in Altenhunden zu rechnen? 

Was ist das Ergebnis des in der 87. Sitzung 
vom 25. Januar 1967 angekündigten Gutach- 
tens der Sachverständigenkommission beim 
Bundesgesundheitsamt über die noch uner- 
forschten Zusammenhänge zwischen Sehver- 
mögen und Fahrtüchtigkeit? 

Wann ist endgültig mit einer Vereinheitli- 
chung des Sehtestes für Kraftfahrer und der 
fadiärztlichen Untersuchungen in allen Bun- 
desländern zu rechnen? 

Wann glaubt die Bundesregierung, den Bau- 
beginn des Saar-Pfalz-Kanals vorsehen zu kön- 
nen, nachdem die grundsätzliche Genehmigung 
sich auf einen Staatsvertrag zwischen dem 
Saarland und der Bundesregierung stützt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Schätzung der Bundeswasserstraßenverwal- 
tung aus dem Jahre 1962 in Höhe von 1,7 Mil- 
liarden DM für die Kosten des Kanals 2 Gut- 
achten — nämlich das Gutachten von Herrn 
Prof. Dr. Ing. E. h. Dr. Ing. H. Wittmann, Karls- 
ruhe, von 1961 und das Gutachten einer Stu- 
diengruppe von 1 1 Diplomingenieuren aus 
dem Jahre 1964 — gegenüberstehen, deren 
Kostenvoranschläge sich auf 800 bis 970 Mil- 
lionen DM belaufen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die in 
Frage 135 erwähnte unterschiedliche Kosten- 
schätzung hauptsächlich auf der unterschied- 
lichen Erdarbeitenschätzung beruht, wobei die 
Bundeswasserstraßenverwaltung eine 2,7-fache 
Preiserhöhung unterstellt, obwohl die Erfah- 
rung lehrt, daß durch den technischen Fort- 
schritt das Preisniveau für Erdarbeiten sich 
seit der Vorkriegszeit kaum verändert hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


137. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 


Wird die angekündigte Adenauer - Gedenk- 
marke in Werten herauskommen, die im In- 
landpostverkehr häufig benutzt werden? 


Fragesteller hat sich mit 
^ schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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138. Abgeordnete Trifft es zu, daß Frauen nach ihrer Eheschlies- 

Frau Funcke sung und der damit verbundenen Namensän- 

derung für die Umschreibung des Telefonan- 
schlusses auf den neuen Namen eine Gebühr 
von 30 DM, d. h. fast das siebenfache gegen- 
über Anfang 1966 bezahlen müssen? 

139. Abgeordneter Wird die Bundesrepublik Deutschland einen 

Josten deutschen Nachrichtensatelliten für die Über- 

tragung der Olympischen Spiele realisieren 
können? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau 

140. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Rah- 

Porten men des zweiten Konjunkturprogramms für die 

verbilligten Darlehen zur Förderung der In- 
standsetzung und Modernisierung von Wohn- 
gebäuden noch, eine Vielzahl von Anträgen bis 
zum 31. Dezember 1967 bei den Banken und 
Sparkassen eingegangen sind, die eine Auf- 
stockung der für diese Aktion erforderlichen 
Mittel um etwa 20 Prozent notwendig machen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
der mit dem zweiten Konjunkturprogramm be- 
absichtigten Belebung der Wirtschaftstätigkeit 
zum vollen Erfolg zu verhelfen, damit durch, 
eine weitere Erhöhung der Mittel sämtliche 
bis zum 31. Dezember 1967 rechtzeitig gestell- 
ten Anträge voll berücksichtigt werden kön- 
nen? 

In welcher Form berücksichtigt die Bundesre- 
gierung in ihrer Wohnungsbaupolitik das vom 
Städtebauinstitut bekanntgegebene Ergebnis 
einer Perspektivuntersuchung, wonach 1973 
mehr als 45 Vo aller Zwei-Personenhaushalte 
in der Bundesrepublik Deutschland Rentner- 
haushalte sein werden, bei den Ein-Personen- 
haushalten sogar 75 Vo? 

Weshalb können die Eisenbahner als einzige 
Bundesbeamte kein Staatsbedienstetendarle- 
hen erhalten? 

144. Abgeordneter Warum wird zwischen Bundesbediensteten — 

Forsch z. B. Zoll und Bundeswehr — bezüglich Woh- 

nungsfürsorge ein Unterschied gemacht? 

145. Abgeordneter Weshalb zahlt der Zollbeamte, der z. B. im 

Forsch bayerischen Grenzland im gleichen Haus wie 

der Bundeswehrangehörige wohnt, in einem 
bayerischen Grenzlandstandort 50 DM weniger 
an Miete und warum ist seine Wohnung zur 
Dienstwohnung erklärt, während dies für den 
Soldaten nicht gilt? 

146. Abgeordneter Warum gibt es heute noch, immer drei ver- 

Porsch schiedene Ausstattungsstufen in den Bundes- 

wehrwohnungen, wobei der Mietpreisunter- 
schied pro qm bis zu 0,80 DM beträgt, obwohl 
die Mehrausstattung teilweise von sehr ge- 
ringem Wert ist? 


141. Abgeordneter 

Porten 


142. Abgeordneter 

Jung 


143. Abgeordneter 

Kubitza 
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147. Abgeordneter ln welcher Form beabsichtigt die Bundesre- 

Geldner gierung, den Eigentümern von Altbauten, die 

ihre Bereitschaft zur Modernisierung ihrer 
Wohnungen gezeigt haben, indem von ihnen 
nach zum Teil sehr schwieriger Vorarbeit An- 
träge auf zinsverbilligte Kapitalmarktmittel 
gestellt worden sind, die bisher nicht befrie- 
digt werden konnten, doch noch zu helfen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 


148. Abgeordneter 

Rollmann 


149. Abgeordneter 

Dichgans 


150. Abgeordneter 

Dichgans 


151. Abgeordneter 

Dichgans 


152. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau-Algesheim) 


153. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau-Algesheim) 


154. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau-Algesheim) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
im Zusammenwirken mit den Ländern der 
andauernden und noch weiter steigenden 
Überfüllung unserer wissenschaftlichen Hoch- 
schulen durch eine Förderung des Fernstudi- 
ums zu begegnen? 

Ist sich die Bundesregierung über die Gefahr 
einseitiger Entscheidungen bei der Vergabe 
von Forschungsmitteln klar, wenn die Ent- 
scheidung bei Fachgremien liegt, die einem 
bestimmten Ministerium zugeordnet sind, 
Fachgremien, die notwendigerweise die Fragen 
unter den Aspekten und Interessen ihres 
Fachs sehen? 

Ist die Bundesregierung bereit anzuordnen, 
daß alle Anträge auf Bewilligung von For- 
schungsmitteln (von der geheimen militäri- 
schen Forschung abgesehen) vor der Beschluß- 
fassung der deutschen Forschungsgemeinschaft 
zur gutachtlichen Stellungnahme vorzulegen 
sind? 

Ist die Bundesregierung bereit anzuordnen, 
daß ein Minister, der Forschungsmittel entge- 
gen einem negativen Votum der deutschen 
Forschungsgemeinschaft vergeben will, die 
Sache vor der Entscheidung dem Kabinett vor- 
zulegen hat? 

Hat die Bundesregierung gemäß dem Überein- ^ 
kommen vom 20. Dezember 1957 über die 
Errichtung einer Sicherheitskontrolle auf dem 
Gebiet der Kernenergie beantragt, daß die in 
dem genannten Übereinkommen gemeinte Si- 
cherheitskontrolle auf jede Tätigkeit angewen- 
det wird, für welche die Bundesregierung im 
Bereich der Kernenergie verantwortlich ist? 

Wenn die Frage 152 nicht in dem Sinne beant- 
wortet wird, daß die Bundesregierung die in 
dem genannten Übereinkommen gemeinte Si- 
cherheitskontrolle für jede Tätigkeit beantragt 
hat, für welche die Bundesregierung im Bereich 
der Kernenergie verantwortlich ist: für welche 
Tätigkeiten und Atomanlagen hat die Bundes- 
regierung eine solche Kontrolle beantragt? 

Trifft es zu, daß alle in der Bundesrepublik 
Deutschland voiriaridenen ALunidulayeii der 
Kontrolle von Euratom unterliegen? 


( Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


19 



Drucksache \ 12527 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Geschäftsbereich des Bundesschatzministers 


155. Abgeordneter Trifft es zu, daß die im Rahmen des ERP- 
Bäuerle Investitionshilfegesetzes vom 22. Oktober 1967 

bereitgestellten Finanzmittel in Höhe von 
500 Millionen DM allzu einseitig den finanz- 
starken, meist kreisfreien Städten zugute ka- 
men? 


156. Abgeordneter 

Bäuerle 


Werden 1968 weitere derartige in Frage 155 
erwähnte Mittel bereitgestellt? 


157. Abgeordneter Gedenkt man Maßnahmen zu ergreifen, um 
Bäuerle eine gerechtere Verteilung der in Frage 155 er- 

wähnten Mittel zwischen finanzstarken und 
finanzschwachen Gemeinden zu erreichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheitswesen 


158. Abgeordneter 

Haar 

(Stuttgart) 


159. Abgeordneter 

Haar 

(Stuttgart) 


160. Abgeordneter 

Haar 

(Stuttgart) 


161. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


162. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


163. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


Sind der Bundesregierung Absichten bekannt, 
die bei der deutschen Facharztausbildung auf 
eine wesentliche Verlängerung der Ausbil- 
dungszeiten hinauslaufen? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um der unbefriedigenden 
Situation in Bezug auf die Tuberkulosebe- 
kämpfung gerecht zu werden? 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu dem 
Plan des Fachärzteausschusses der Bundes- 
ärztekammer, den Facharzt für Lungenkrank- 
heiten — der seit Jahrzehnten in der Tuber- 
kulosebekämpfung entscheidend tätig ist — zu 
beseitigen? 

Sind der Bundesregierung Fälle bekannt ge- 
worden, in denen Arzneimittelfirmen nach 
Fachpublikationen über schädliche Nebenwir- 
kungen von Präparaten und Medikamenten, 
insbesondere bei Schwangerschaften, die Be- 
zeichnung solcher Präparate oder die Kenn- 
zeichnung von deren Zusammensetzung ge- 
ändert haben? 

Wäre es nicht ratsam, Mittel, die von Human- 
genetikern als der Leibesfrucht unzweifelhaft 
schädlich erkannt sind, einer entsprechenden 
Kennzeichnungspflicht zu unterwerfen? 

Wäre es nicht ratsam, ein allen Ärzten zugäng- 
liches Verzeichnis einwandfrei oder potentiell 
schädlicher Medikamente für werdende Mütter 
einzurichten und fortführen zu lassen? 


Bonn, den 2. Februar 1968 
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